
 
   

1 
 

 
Pressemitteilung     

 
Inflation - Zielgenaue und nachhaltige Lösungen erforderlich 
 
Der Familienbund der Katholiken begrüßt die ersten Schritte zur Eindämmung 
der Inflationsfolgen und fordert die Bundesregierung dazu auf, weitere 
Schritte zu unternehmen. Neben einer Beseitigung der „kalten Progression“ 
fordert er einen besonderen Blick auf einkommensschwächere Familien. 
 
Berlin, 27.04. 2022 – „Wir haben die seit Jahrzehnten höchste Inflationsrate in 
Deutschland, vor allem für Mehrkindfamilien und Geringverdiener spitzt sich damit 
die Lage zu. Auch wenn gerade in vielen anderen Ländern der Welt noch 
dramatischere Entwicklungen zu beobachten sind, verlangt auch die Situation in der 
Bundesrepublik politisches Handeln“, forderte Ulrich Hoffmann, Präsident des 
Familienbundes der Katholiken heute in Berlin. 
„Die Bundesregierung hat erste wichtige und gute Schritte zur Linderung der 
Inflationsfolgen unternommen, aber auch weiterhin muss genau geschaut werden, 
was unternommen werden sollte, damit wir nicht Verhältnisse bekommen, in denen 
sich Familien zwischen Nahrung und Wärme entscheiden müssen“, erklärte 
Hoffmann weiter. 
Die derzeitige Inflation bezieht sich noch im Schwerpunkt auf die Energiekosten. 
Aber der Familienbund warnt vor einer drohenden Spirale. Es gilt den Trend zu 
brechen, so dass die Inflation sich nicht von den Energiepreisen zu anderen 
Preissparten durchfrisst. Hier sieht der Familienbund ganz klar den 
Regierungsauftrag, „denn diese hat einen Stabilisierungsauftrag und muss gegen 
eine Preisspirale vorgehen“, bittet Hoffmann. 
Der Familienbund appelliert auch an die Unternehmen, die Situation nicht 
auszunutzen: „Die Preise dürfen nicht nur deswegen steigen, weil gerade eine 
gewisse Stimmung der Akzeptanz herrscht und man Erhöhungen hinter dem Mantel 
einer scheinbar allgemeinen Inflation verstecken kann“, erklärte Hoffmann und fuhr 
fort: „Es muss sichergestellt werden, dass die durch die Abschaffung der EEG-
Umlage geschaffenen Entlastungen bei den Energieversorgern an die 
Verbraucher*innen weitergegeben wird.“ 
Hoffmann plädiert dafür, insbesondere Menschen mit kleinen Einkommen im Blick 
zu haben: „Gerade die Not von Geringverdienern, Alleinerziehenden und 
Mehrkindfamilien mit gestiegenen Energiepreisen offenbart, dass das 
Existenzminimum und die Bedarfe von Kindern zeitnah neu zu ermitteln und in 
dessen Folge der Regelsatz und die Kinderfreibeträge anzupassen sind. 
Der Familienbund sieht vielfältige weitere Möglichkeiten, wie die Bundesregierung 
Maßnahmen einleiten kann. Vor allem die Beseitigung der „kalten Progression“ 
durch einen „Tarif auf Rädern“ ist ein dringendes Gebot der Steuergerechtigkeit. 
Denn Lohnerhöhungen, die nur die Inflation ausgleichen und die Kaufkraft nicht 
steigern, dürfen nicht zu einer höheren Steuerbelastung führen. Daher ist eine 
automatische Anpassung des Einkommenssteuertarifs an die Inflation erforderlich. 
Für wichtig hält der Familienbund zudem eine dauerhafte Mehrwertsteuersenkung 
auf Kinderprodukte. Diese würde insbesondere einkommensschwächere Familien 
entlasten, die einen hohen Anteil ihres Einkommens für solche Produkte ausgeben. 
„Denn es geht um zielgenaue Dauerlösungen und nicht um schnell verpuffende 
Einzelmaßnahmen, die bestenfalls wie ein Tropfen auf dem heißen Stein und 
schlimmstenfalls wie ein Brandbeschleuniger für die Inflation wirken“, forderte 
Hoffmann. Es gelte zu prüfen, inwiefern eine echte Entlastungswirkung erzeugt wird 
und nicht nur eine einmalige kurzfristige Aktion vorliegt, die den Gegeneffekt 



 
   

2 
 

beschleunigt. Das bisherige Entlastungspaket ist nach Ansicht des 
Familienbundes nicht zielgenau und entlastet auch nur kurzfristig. Der 
Familienbund fordert die Bundesregierung auf, die entsprechenden 
Maßnahmen noch einmal zu untersuchen und zu ergänzen. 
Neben Entlastungsmaßnahmen muss jetzt geprüft werden, inwiefern die Kaufkraft 
erhalten bleiben und die Inflation direkt bekämpft werden kann. Aus diesen 
Gründen gilt es zu prüfen, inwiefern die Bundesregierung, die EZB und andere 
Akteure Möglichkeiten der Gegensteuerung ergreifen können. „Es ist 
widersprüchlich, wenn die Ampel-Koalition sich gegen eine Vermögenssteuer für 
Großverdiener und eine Reform der Erbschaftssteuer wehrt, aber die Enteignung 
der Kleinsparer billigend in Kauf nimmt“, erklärte Hoffmann. Geprüft werden sollten 
auch die Chancen und Risiken einer „konzertierten Aktion“, d.h. einer Abstimmung 
von Tarifpartnern und Bundesregierung mit dem Ziel, langfristig wirtschaftlich zu 
stabilisieren und keine Preisspirale in Gang zu setzen. 
 
 

 
 
Ohne Familien ist kein Staat zu machen. 
 
Der Familienbund der Katholiken ist der mitgliederstärkste Familienverband 
Deutschlands. Ihm gehören 25 Diözesan-, 10 Landes- sowie 12 Mitgliedsverbände an. 
Seit fast 70 Jahren setzt sich der familienpolitische Fachverband für eine 
familiengerechtere Gesellschaft ein. Der Verband versteht sich als „Stimme der Familien“ 
– als Interessenvertretung aller Familien in Gesellschaft, Politik und Kirche. Die 
Rahmenbedingungen für Familien müssen nach Ansicht des Familienbundes so gestaltet 
sein, dass jede Familie – unabhängig von ihrer jeweiligen Ausprägung – bestmöglich 
gelingen kann.   
 

 
 
 
Pressekontakt: 
 

Familienbund der Katholiken – Bundesverband 
Katja Weniger 
Referentin 
Littenstraße 108, 10179 Berlin 
 
www.familienbund.org 
www.elternklagen.de 

 
 
Tel.: +49 (0)30 326 756 16 
Fax: +49 (0)30 326 756 20 
E-Mail: weniger@familienbund.org 

 
 

http://www.familienbund.org/
http://www.elternklagen.de/
http://www.elternklagen.de/

	Pressemitteilung

